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Als Schriftführer werden in der heutigen Sitzung die Herren AbgeordnetenFischer und
von Wülfing walten.

Entschuldigthat sich für die Sitzungen von heute und morgenwegen anderweitigerDienst¬
geschäfte der Herr Abgeordnete Holle.

Wir treten in die Tagesordnung ein, deren erster Gegenstandlautet:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Einstellung weiterer Stellen für einen Landes¬
rat und einen Landesmedizinalrat in den Haushaltsplan der Lauoes-
Versicherungsanftalt und Wahl der genannten Beamten.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterI)r. Neven Du Mout, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Nevcn Dn Mont: Meine Herren! Der erste Teil

des Antrages, den der Herr Präsident soeben verlesen hat, ist gewissermaßengegenstandslos
geworden, indem Sie die Schaffung diefer beiden Stellen, die durch diese Vorlage vuu Ihuen
erbeten wird, bereits durch die Genehmigungdes Haushaltsplanes der Landcs-Versichernugsanstalt,
in den diese Stellen eingesetzt waren, genehmigthaben.

Außerdemist auf einen kleinen Irrtum in der Drucksachc aufmerksam zu machen, indem
es nicht heißen muß: „der Proviuzialausschußwolle genehmigen",sondern „der Provinziallandtag
wolle genehmigen".

Wir haben uns also heute nur mehr zu beschäftige» mit der Wahl der beiden Herren für
die beiden neu geschaffenenStellen.

Der Provinzilllllusschnßschlägt mm für die Stelle des Landesrats den Herrn Dr. Schmitt-
mann vor. Der Genannte ist in Düsseldorfam 4. August 1872 geboren, hat 1901 die juristische
Staatsprüfung bestaudeuuud ist bereits sieben Jahre in dem Dienste der Provinz tätig. Er hat
sich dort außerordentlich bewährt, hat sich als ein sehr tüchtiger und nmsichtiger Beamter erwiesen
und ist auch schriftstellerischmit Erfolg tätig gewesen.

Der Proviuzialausschuß und im Anschluß darau die I. Fachkommissionschlägt Ihnen
deshalb vor, den Herrn Dr. Schmittnmnn in die bei der Landesucrsicheruugsmistaltneu geschaffene
Stelle zmn Landesrat zu wählen.

Es ist dann ferner eine neue Stelle eines Landcsmcdizinalratsgeschaffenworden, und der
Proviuzialausschuß und mit ihni die I. Fachkommission schlagen Ihnen vor, in diese Stelle den
Herrn Dr. Knepper zu wählen. Schon seit längerer Zeit haben sich die Geschäftedes Landes-
medizinalmts nicht mehr durch einen Herrn erledigen lassen, und es ist ihm deshalb Herr
Dr. Kueppcr an die Seite gestellt worden. Dieser hat sich daher in einer solchen Stelle auch
bereits bewähren tonnen, und der Proviuzialausschußschlägt daher die Wahl des Herr» Dr. KnePP«
für diese Stelle vor.

Herr Dr. Kueppcr ist am 3. Iuui 1863 iu Culn geboren, hat am 8. Dezember 1890
sein Staatsexamen als Mediziner gemacht, ist auch schon seit längerer Zeit als Distrikts- und
Kassenarzt nnd dann als Kreisarzt tätig gewesen und schließlichin den Dienst der Provinz eingetreten.

Ich bitte Sie also im Namen der I. Fachkommission, Herrn Dr. Knepper in diese Stelle
zu wählen.

»Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Meine Herren! Der erste Teil des Vorschlages
des Pruvinzialausschussesist, wie der Herr Berichterstatter ausgeführt hat, bereits durch die
Genehmigungdes Haushaltsplans, in dem sich diese Stellen befinden, erledigt.
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erfolgen, wenn niemand widerspricht. . <

Wir wiirdeu also Mächst zur Wahl des Landers schreckn. ^ "^' .^^ /
Vorschlagdes Provinzialansschnssesund der Fachkomnnsstou.den Herrn ^ ^''" "^
wählen, nnd gegen die Vollziehung dieser Wahl dnrch Znru Widerspruch« °^ D ^ nM
der Fall. Dann darf ich feststellen,daß Sie den Herrn Landesassessor Dr. Schnuttmann zum

,^ ^ ^, ^ ^ ,,.,,,„dizinalrats. Anch hier frage

ich ob Si a«M s nd. die Wahl dnrch Zuruf zu vollziehen. Das °nn nur geschehen, °nn
niema^d^ dechricht. -Widerspruch erfolgt nicht. Die Wahl kann al,o durch Zum erf^g
Dann darf ich wohl ohne weiteres annehmen,daß Ihre Wah ans den Herrn K ^I^KmPP«
gefallen ist. - Widersprucherfolgt nicht. Ich stelle fest, daß tue Vorlage hierdurch erledigt ist.

Wir kommen zum . >. «/ ^ ^>.? in,n,i!i,^<il
Antrag der I. Fachkommssion zum Bericht und Antrag dev P"ln"zl^
a.Isschusses. betreffend Bewilligungen ans dem Dlsposwousfonds des
Vrovinzillllllndtages (Ständesonds).

Anch hier ist Berichterstatter der Herr Abgeordnetel>. Neven Dn Mont. dem ich das

^" "Berichterstatter AbgeordneterDr. Neven DnMout- Meine Herren' Für den Stand,
fouds sind in^m Iahre'verfügbar: Einmal rnnd 4700 « " °nn eMaw,^'

dann seitens 4400 « »>i ^^

Verhältnissedie^ anßerordentl.ch^^"^^^^ ^/ ^/ni^
Der Provinzialansschußhat daher die b000 Ma t pn " ' " ^

Ihnen auch vor. vorläufig vou dieser Verwendung abzusehen. Düse 6000 Mart s',« 1

Ständefonds wieder zugeflossen. alljährlich, dem Ständefonds wieder
Im übrigen sind aus dem Haushalt 1908 w ,^M / , ^ ^^ ^^z

120 000 Mark zugeführt worden, so daß wir "' ^ ^ dichm^ ^ ^ bereits
verfügen können. Ans dieser Snmme sind unn ö«'"^^ MN Betmg, l ^ ^^
für laufende Ausgabe.: festgelegtworden smd. d l, für Mvgab die n ^^ ^
sind. Wir haben Wetzlarer Domes
Atlas der Rheinprovmz, daun die I^N"te ,fm d'e ^ ^.^^ herausgestellt, daß er
20 000 Mark. Bei den Arbeiten ^md w r wnnen uns'nnr freueu. daß wir
«n ganz bedeutendes Denkmal unsere N)"Nprv M u ^ ^
rechtzeitig an die Wiederherstellnng^ Knn^e.Ma^«m st ^ ^ ^ ^ ^,^ ^^

"n Unternehmungenund
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schließlich wiederum 22 000 Mark für die Weiterführung der Denkmälerstatistik. Dieser letzte
Posten hat sich aber als unzureichend erwiesen. Ans diesem Posten sind bisher auch die Gehälter
für den Direktor und die Assistentenbezahlt worden. Man hat dem Fonds selbst schon diese
Ausgabe dadurch erspart, daß man die Gehälter für den Direktor und den Assistenten jetzt in den
Hanshaltsplan für Kunst und Wissenschaft eingestellthat, und Sie hatten bereits die Güte, diese
Beträge an dieser Stelle zu genehmigen. Dadurch wird uaturgcinäß der Fonds für seinen eigent¬
lichen Zweck gestärkt, aber trotzdem wird er nicht ganz ausreichen. Es wird deshalb vorgeschlagen,
ihn auf 25 000 Mark zu erhöhen. Das ist hauptsächlich deshalb notwendiggeworden, weil man
jetzt dabei ist, die Denkmäler meiner Vaterstadt Cöln aufzunehmen,wo reiche Schätze vorhanden
sind, die große Arbeiten notwendig macheu,aber auch in Zukunft wohl zu guten Einnahmen für
diesen Fonds führen werden, dcun die Werke und Abbildungen, die von diesen Äunstdenkmälern
herausgegeben werde», werden in den weiteren Jahren wahrscheinlich der Provinz ziemlichgute
Einnahme» verschaffen.

Im weiterenwerden dcmu von Ihnen gefordert: 3000 Mark, nm den Umzug des Denk-
mälcrarchivesim Pruvinzinlmuscumin die ucucn, für diesen Zweck bereit gestellten Räume bewert
stelligeu zu können. Es handelt sich da um die Anschaffung von Schränken und einigen anderen
Mobilien. Nach der Versicherung der Verwaltung wird diese Summe ausreichen, um allen
Bedürfnissen weuigstens für die nächsten 5 bis 10 Jahre zu genügen. Wir haben dann ferner
noch eine» unchträglichcuKredit vou 7500 Mark für die Igeler Säule zu bewilligen. Die
Igeler Säule ist ja eins der wichtigsten römischen Denkmäler, die wir überhaupt besitzen, und da
sie — wie alles in der Welt — doch dem Verfall ausgesetzt ist, so hat der Konservator der
Altertümer es für richtig gehalten, sie vollständigabformen und in neuer Gestalt wieder aufstehen
zu lassen. Dazu haben Sie bereits die nötigen Mittel im Vorjahr bewilligt. Es hat sich aber
heransgestellt,daß nun die Aufstellunguud der Transpurt aller dieser Dinge noch größere Unkosten
verursacht. Es werde» deshalb noch einmal 7500 Mark für diesen Zweck aufgewandt werde»
müssen. Die Säule soll dann im Innern des Pruvinzialmuscums aufgestellt werden. Sie hat
eine Gesamthöhe vou 3? Metern, wird also über das Museum noch um 5 bis 6 Meter hinaus¬
ragen. Die Aufstellung gerade an dieser Stelle, die anfangs manchen Tadel gefunden hat, hat
nach Ansicht des Konservators und der Verwaltung des Museums große pädagogische Vorteile,
iudem »ämlich gerade dort der Vergleich mit der großen Zahl anderer römischer Altertümer, die
in dem Hofe aufgestelltsiud, gut möglich fein wird.

Meine Herren! Nach Abzug der Summen, über die ich jetzt referiert habe, bleibe» nun
noch 60300 Mark übrig, die sehr verschiedeneVerwendungfinden sollen. Es sind im ganzen von
dem Konservator 18 Verwendungenund Zuwendungen nn einzelne Gemeinde» vorgeschlagen. Ich
fürchte, Ihre Zeit allzusehrin Anspruch zn nehme», wen» ich Ih»e» diese ganze» 18 Verwendungen
hier aufzähle u»d über jede einzelne Bericht erstatte. Ich habe mir daher erlaubt, »ur die
wichtigste» und bedeutendsten herauszunehmen, stehe aber selbstverständlich, soweit meine schwachen
Kräfte reichen, bezüglich jedes anderen Postens mit Auskunft zur Verfügung.

Wenn wir mit den kirchlichen Wandmalereien beginnen, so habe» wir da zunächst die
alte katholische Pfarrkirche in Nefrath, Kreis Mülheim am Rhein. Das ist ein romanisches
Kirchlein in der kleinen Form und in derselben Art wie die Kirchen in Kriel und Niel, die heute
zum Stadtbezirk Cöln gehören und mit Ihrer Unterstützungschon wieder hergestellt sind. Die
Kirche in Refrath ist schon seit dem Jahre 1860 außer Gebrauch, sie ist aber außerordentlich
notleidend geworden,weil in dem großen Orkan von 1898 der Turmhelm vollständig abgedeckt
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worden ist. Bei ihrer Wiederherstellung sind nun sehr wertvolle Malereien spätromanischer Art und
zwar die Apostelsigureu aufgedecktworden, die eine ganz besondere Stelle unter den romanischen
Malereien einnehmensollen. Die ZivilgemeindeBensberg hat 500 Mark aufgebracht,die Pfarr-
gemeinde hat denselben Betrag geleistet, mildtätige Private haben 600 Mark beigesteuert. Es
sind aber zu den Gesamtkostenvon 4400 Mark noch notwendig 1800 Mark für die Wand¬
malereien uud 900 Mark für den Wiederaufbau des Turmhelmes, so daß vou Ihnen 2700 Mark
erbeten werden.

Eine ähnliche Kirche ist die evangelische Pfarrkirche in Marienhagen im Kreise
Gummersbach. Sie hat eine ganz besondere Form und ist auch deshalb wichtig, weil sie aller
Wahrscheinlichkeitnach noch eine Gründung des Iohanniterordens ist. In ihr hat sich ein Zyklus
der 12 Apostelsigureuunter der Tünche abgefunden, der ganz ähnlich ist den außerordentlich
wertvollenGemälden, die aus dem Jahre 1330 stammen und kürzlich iu der St. Andreaskirche in
Eüln aufgedeckt»norden siud. Für die Wiederherstellung der Malereien werden 2500 Mark verlangt
und außerdem noch ein Betrag von 1000 Mark für die Verlegung der Orgelbühne. Solange
nämlich die Orgelbühne an ihrer jetztigen Stelle belassen wird, kann man die aufgedecktenGemälde
überhaupt nicht sehen, so daß also diese Verlegung notwendig ist. Im ganzen sind demnach
3500 Mark erforderlich.

Als letzte Kirche nenne ich noch die evangelische Stiftskirche in St. Goar. Da
haben sich bei der Aufdeckung der Ausmalung ebenfalls ganz überraschende Funde ergeben. Die
Gemälde in der Stiftskirche zu St. Goar werdeu wohl das hervorragendsteDenkmal derartiger
Malereien sein, das wir in der Nheinprovinz haben. Der Knnstmalcr Bardcnhewer ist schon seit
längerer Zeit mit der Aufdeckung dieser Gemälde beschäftigt. Es hat sich erfreulicherweise heraus¬
gestellt, daß man von einer Restaurierung eigentlichgar nicht sprechen kann, sondern daß es sich
lediglich darum handelt, die Tünche über den Malereien zn entfernen und nur das zu erhalte»,
was noch vollständigvorhanden ist.

Zu diesem Zwecke werden im ganzen 5000 Mark aufgewendet werden müssen. Sie
werden gebeten 2500 Mark davon zu bewillige«, aber unter der Bedingung, daß die anderen
2500 Mark von der beteiligten Gemeinde oder in anderer Weise zur Verfügung gestellt werden.

Neben den Wandmalereien haben wir dann außerordentlich wichtige Denkmäler zu
wahren, das sind die Stadtbefestigungen. Da nimmt Zons ja eine ganz hervorragende
Stelle ein. Zons ist schon im Jahre 1370 vom Erzbischof Dietrich als Befestigungder damaligen
äußerstenEcke des Erzbistums Cöln angelegt und ist wohl die beste mittelalterlicheOrtsbefestiguug,
°ie überhaupt erhalten ist. Der Landtag hat deshalb schon im Jahre 1903 eine Summe von
^000 Mark bewilligt, wodurch die Arbeiten für die Erhaltung dieser Befestigung in Fluß
gekommen find.

Es haben sich aber gerade bei Zons große Schwierigkeiten deshalb ergeben, weil der Ort
selbst im Überschwemmungsgebietliegt und weil es notwendig erschien,durch einen großen Deich
bas Städtchen vor der Uebcrschwemmung zn schützen. Wäre der Deich in der gewöhnlichen Weise
ausgeführt worden, fo würde von den Befestigungen, wenigstensvom Rhein aus, so gut wie nichts
wehr zu sehen gewesen sein. Man hat deshalb den Ausweg beschütte», die Mauer selbst mit
Mm Deich zu benutzen, indem man hinter sie einen Betoniern gestampft und sie so befähigt hat,
m> Funktion eines Deiches zu übernehmen.— Diese ganzen Arbeiten und die Wiederherstellung
^r umfangreichenFcftungsmaueru erfordern eiuc Summe von 45 700 Mark. Davon sind
16 000 Mark erforderlich, um die Bauteile zu schützen. Die Gemeinde hat 10 000 Mark auf-
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gebracht,der Staat hat 16 000 Mark geleistet. Private und die Stadt Neuß haben sich auch an
der Sammlung und Aufbringung der Summe beteiligt, und Sie werden nuu gebeten, noch
5000 Mark zu leisten. .

Aehnlich — wenn auch uicht ganz so bedeutend wie die Befestigungvon Zons — lst tue
Befestigungvon Münstereifel. Sie stammt schon aus dem 13. und 14. Iahrhuudert, und sie
ist wohl seit 1500 genau so gewesen, wie Sie sie noch heute scheu. Der Landtag gab deshalb im
Jahre 1907 schon 10 000 Mark für die Erhaltung dieser Befestigung,die Stadt hat 6000 Mark
aufgebracht,Private haben 1000 Mark beigesteuert. Daraus ist ein großer Teil des Maucrrings
bereits wieder hergestellt. Es fehlt aber noch der Rest des Mauerrings, des Iohauuistores. der
Türme uud der Toraulageu.

Im gauzen werden für die vollständige und gute Iustaudhaltung dieser Stadtbefestigung
17 000 Mark nutwendig sein. Sie werden gebeten, davon uoch 11000 Mark zu bewilligen.

Nicht die uuwichtigsteder Stadtbcfestigungeu ist schließlich die von Bachnrach. Ich
brauche darauf wohl am wenigsten näher einzugehen, weil sie ja in der letzten Zeit in den
öffentlichen Blättern sehr vielfach behandelt worden ist, und weil auch der außerordentlichrührige
Verein für Denkmalpflege,dessen Inslebentreten wir der Fürsorge unseres jetzigen Herrn Ober-
Präsideutcu verdanken, gerade darüber eine besondere Schrift hat veröffentlichen lassen.

Um die Erhaltung von Bachnrach hat sich ja von jeher auch unser Mitglied, der Herr
Rcgierungs-Präsideut von Höuel verdient gemacht; es ist aber jetzt notwendig, daß an eine um¬
fassende Unterhaltung dieser ganzen Befestigunggedacht wird.

Der Verein für Denkmalpflegehat 5000 Mark zur Verfügung gestellt, die Gesamtkusten
werden sich aber anf 70 000 Mark belanfen. Der Konservator der Altertümer hat deshalb vor¬
geschlagen, daß Ihre Beihilfe für diese Stadt ans mehrereJahre verteilt wird, uud Sie werden
gebeten, im ganzen 20000 Mark und für das laufende Jahr 8000 Mark beizufchießeu. Es wird
so wohl möglich sein, diese berühmte Stadt, die ja so viel besuugen worden ist. in ihrer jetzigen
Form vollständigzu erhalten, ohne daß mau dazu übergeht, Türme oder ähnlicheDinge wieder
ganz neu aufzubauen, was ja bei vielen Lcntcn auch großen Widerspruchhervorruft.

Habe ich so die wichtigerm Diuge hervorgehoben,so muß ich doch uoch auf einige kleine
charakteristische Kirchen hinweisen, die zwar in ihren ganzen Abmcssuugeusehr klein und
unbedeutendsind, aber doch gerade durch diese Verhältnisse wichtige Denkmäler der damaligen
Zeit sind. ^.

Es handelt sich da zunächstum die katholische Kapelle iu Niederkasteuhulz. ^e
ist dadurch so wichtig, weil sie eigentlichganz spielerischeAbmcssnngcn besitzt. Sie hat Fenster,
die nur 60 «in hoch sind, und ein Schiff ist sogar nur 1.10 m breit. Die Gemeindeist außer¬
ordentlich wenig leistungsfähig. Sie hat das Kirchendnch. wenigstens auf der Schlagseite,vollständig
wieder hergestellt. Sie ist aber nicht in der Lage, die weiteren Kosten für die Erhaltung des
Kirchleinsaufzubringen.

Es wird daher vorgeschlagen, von den Gcsamtkosten,die fich anf 1600 Mark belaufen.
1000 Mark ans Ihren Mitteln zn bewillige».

Eine ähnliche Kirche ist die katholische Pfarrkirche in Kirchdauu. im Kreise Ahr-
weiler. Sie liegt ganz dicht an der Landslrun und hat einen ganz besonderen Reiz durch ihre
hohe Lage.

Die Gemeinde l,at eine neue ttirche »„bedingt nötig nnd wollte diese Kirche niedriger
gelegen nnfs neue erbauen. Durch die Bemühnngc»des Pruvinzinttunscrvaturs ist es aber mög-
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lich geworden, sie zu veranlassen,daß sie bei der alten Kirche verbleibt, wenn wir ihr dazu helfen,
sie wieder instand zu setzen. Die Kosten betragen 38 700 Mark. Davon sind 5000 Mark für
du Erhaltung und Instandsetzungdes Turmes notwendig.

Der Gemeinde selbst wird man beinahe garnichts zumuteu tonnen. Zum Beweise dafür,
meine Herren, brauche ich Ihnen nur anzuführen, daß 100°/° der Kirchensteuer in der Gemeinde
im ganzen nur den Betrag von 300 Mark ergeben (Bewegung),woraus erhellt, daß die Gemeinde
selbst wohl nicht in der Lage ist, viel zu leisten. Es ist ihr deshalb von dem Herrn Ober-
Präsidenten auch eine Kirchenkollekte gestattet worden, und Sie werden gebeten, 3500 Mark für
die Erhaltung dieses Denkmals beizutragen.

Eine ähnliche Kirche ist dann die evangelische Kirche in Raubach. Sie ist eine der
wenigen Kirchen, die man umgekehrte Kirchennennt, weil der Turm östlich angeordnet ist und den
Chor enthalt, eine Forin, die man bei unseren Kirchen nicht oft findet. Die Wiederherstellung
wird ungefähr 7000 Mark kosten. Die Gemeinde hat 3000 Mark aufgebracht. Aus kirchlichen
Fonds sind weitere 2000 Mark geflossen und Sie weiden gebeten, die restlichen 2000 Mark zu
bewilligen.

Als letztes habe ich dann noch auf einige Burgeu hinzuweisen.
Es handelt sich da zunächst um einen Turm der Kyllburg. Die Kyllburg ist eine der

ältesten Nurgen, die die Rheinprovinzbesitzt. Ihre Anfänge reichen bestimmt noch in die Karolinger
Zeit zurück. Sie ist dann lange Zeit im Besitz der Trierer Erzbischöfegewesen,und diese haben
un 13. Jahrhundert eiue sehr starke Festung aus ihr gemacht.

Die Burg ist uoch gut erhalten und sie gibt mit der Kirche und dein ganzen Dorf ein
außerordentlich schönes landschaftliches Bild.

Der Turm muß aber erhalten werden, muß auch mit einem neuen Dach versehen werden,
schon damit er das in der Nähe zu erbauendeSchulhaus, wie er es stets getan hat, mich später
noch überragt, und das wird 2800 Mark kosten. Sie werden gebeten, davon 1200 Mark zu
bewilligen.

Als letzte nenne ich dann noch die Burg Reinhardstein im Kreise Malmedy. Der
Verschönerungsvereinzn Malmedy hat sich nuter der tätigen Fürsorge des damaligen Landrats
Dr. Kaufmann dieser Burg angenommenund hat 600U Mark aufgebracht,um die Burg selbst zu
erwerben. Er hat aber diese 6000 Mark als Darlehn aufnehmen müffeu uud hat dies bis jetzt
noch nicht einmal vollständig tilgen können, so daß noch 900 Mark zu decken sind.

Es besteht nun bei dieser Burg, die einen besonders schönen Burghof hat, die Gefahr,
daß sich dort ein Wirtschaftsbau etabliert uud dieses ganze schöne Bild dadurch vollständig verändert.
Z» dem Bnrghof ist nämlich das Tal selbst benutzt. Das Tal ist iu seinem unteren Teile
^geschlossen und bildet so den Burghof. Mau will daher dazu übergehen, die weiteren Teile der
Nnrg, den Burghof selbst auch noch zu erwerben und muß dafür 6500 Mark aufbringen. Der Staat
hat 2325 Mark dazu geleistet. Die Provinz ist nach ihren Gepflogenheitennicht in der Lage, ans
dem Ständcfonds zu dem Erwerb von derartigen Denkmäler» einen Beitrag zn leisten, sie hat sich
»ur die Pflege uud Unterhaltung zur Aufgabe gemacht. Es soll deshalb der Weg gewählt werden,
daß die Provinz die Sicherung der Bauteile ganz übernimmt, und Sie werden gebeten, dazu
2^00 Mark zu bewilligen.

Falls es nicht gewünscht wird, werde ich auf weitere Einzelheiten des sehr umfassenden
Berichtes der Pruvinzialverwaltung und des Pruvinzinlkonservntorsnicht eingehen, nnd ich habe Sie
daher mir im Namen der I. Fachkommission zn bitten, folgenden Antrag anzunehmen:

16^
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„Der Provinziallandtag wolle
a) die vom vorigen Provinziallandtag für die Wiederherstellungder Schloßkapellebei

der Burg Bürresheim bewilligte Beihilfe im Betrage vou 6000 Mark zurückziehen,
d) die in der Zusammenstellungunter Nr. 1—25 vorgeschlagenen Beihilfen aus dem

Dispositionsfonds des Provinziallandtages (Ständefonds) bewilligen."
Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung. — Das Wort

wird nicht gewünscht. Ich stelle die unveränderteAnnahme der Vorlage fest.
Der folgendeGegenstand lautet:

Antrag der I. Fachkommission znm Bericht und Autrag des Proviuzial-
ausschusses, betreffend die Breite der Schlcufcn im Rhein-Weser-Kanal.

Berichterstatterist der Herr AbgeordueteDr. Lembte, dein ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Lcmbkc: Meine Herreu! Es ist meiue Aufgabe,

Ihnen die Gründe darzulegen,welche die Kommission bestimmthaben, Sie zu bitten, sich mit dem
Vorgehen des Provinzialausschusseswegen Erbreiteruug der Schleusen im Rhein-Weser-Kanal
einverstanden zn erklären nnd den Herrn Landeshauptmann zu beauftragen, hiervon der Königlichen
Staatsregierung Mitteilung zu machen.

Meine Herren! Diese Gründe sind schwerwiegender Natur und sie betreffen die ganze
Provinz, denn sie berühren sich anf das engste mit den Finanzen unserer Provinz, mit der finanziellen
Inanspruchnahme unseres Provinzial-Haushaltsplans.

Sie alle, meine Herren, wissen, daß durch deu Beschlußvom März 1906 der Provinzial¬
landtag diejenigen Garantieverpflichtungenübernommenhat, welche das Kanalgesetzvom 1. April
1905 forderte. Danach sind wir verpflichtet, mit unseren provinziellenMitteln für die Fehlbeträge
einzutreten, welche entstehen, solange durch die Einnahmen des Kanals die Betriebs- nnd Unter¬
haltungskostenbis zu einer gewissen Höhe nicht gedeckt und die Zinsen eines gewisse,! Baukosteu-
anteils uicht aufgebrachtwerden. Das ist also eine Art Bürgschaft, die wir übernommenhaben
und wer eine Bürgschaft übernimmt, hat das größte Interesse daran, daß das Unternehmen, für
welches die Bürgschaft geleistet wird, so rentabel wie möglich und auch so bald wie möglich rentabel
werde. So auch hier. Je höher die Rentabilität des Kanals, um so geringer die Zuschüsse der
Provinz. Nun ist aber die Rentabilität des Kanals abhängig von der Größe des Verkehrs auf
demselben und für diese ist auf dem Rheiu-Herne-Kanal die Breite der Schleusenvon außerordent¬
licher Bedeutung. Denn nur bei genügender Breite der Schleusentonnen diejenigenmittleren und
größeren Rheinschiffe, welche sich für den Verkehr auf dem Rhein als am zweckmäßigstenerwiefen
haben, zugleich auch den Kanal bis in das Industriegebiet hinein nnd umgekehrtbenutzen. Und
dies ist um fo wichtiger, weil der große Maffenverkehr, insbesonderedie Kohle, welche hierbei
doch die Hauptrolle spielt, das Umladen nicht zuläßt. Nuu ist bekannt, daß die Breite der
Schleusenzunächst auf 9,6 in projektiert war und zur Zeit zwischen Hcrne und dem Rhein mit
10 m vorgesehenist. Diese Breiten genügen jedoch nicht, um deu erwähuteu Rheinschiffenden
Durchgang zu gestatte», während der Kaual selbst nach Ansicht der von der Provinzialkommission
Zugezogenen Interessentenkreisehierfür ausreichenwürde, es müßte also erst großenteils eine neue
Flotte geschaffenwerden, welche sich den Dimensionendes Kanals anpaßt und gleichzeitig aus dem
Rhein zweckmäßigverkehren kann.

Die Provinzialverwaltuug ist nun der Ansicht, daß hier eine Gefahr für die baldige
ausreichende Rentabilität des Kanals uud damit die Möglichkeiterheblicher Zuschüsse der Provinz
namentlichim Anfange vorliegt. Denn die Nheinflutte, wie sie hcntc besteht, ist nach den Ver-
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hnltnisseu der Rhcinschiffahrt, nach den Tiefen nnd Wasscrstandövcrhältnissendes Rheins gebant
wurden. Es ist fraglich, ol> sie ohne Beeinträchtigungihrer Wirtschaftlichkeit für die Rhcinschiffahrt
ben anders gearteten Verhältnissendes Kanals angepaßt werden kann und es erscheint naheliegend,
°aß infolge dieser Schwierigkeitenein großer Teil der Transporte dem Kanal verloren gehen nnd
«ach wie vor den Weg aus dem Industriegebiet über die Eisenbahn nach Rnhrort nehmen nnd dort
direkt ans das größere Rheinschiff übergehenwird. Ganz anders das Bild, wenn der große Rhein-
Verkehr sich vom ersten Augenblicke an wenigstensmit dem grüßten Teile der vorhandenenleistungs¬
fähigen Rhcinschiffahrtzcugein das Herz des Industriegebiets zu begeben vermag. Alsdann wird
em gewaltiger Verkehr von Anfang an zu erwarten sein. Hierzu würde die Erbreitcruug der
Schleusen auf 12 in erforderlich sei». Der Kostenaufwand,welchen diese Erbreiternng, verursachen
würde, wird nach den darüber angestelltenErmittelungen etwa 4 Millionen Mark betragen. Hält
man nun dieser Summe die sehr großen eben geschilderten wirtschaftlichen Vorteile gegenüber, fo
darf der Erwartung Ansdrnckgegeben weiden, daß sich, wenn der Plan sonst gebilligt wird, zur
Deckung dieser Kosten nnschwcr ein anch für die KöniglicheStaatsregieruug befriedigender Weg
finden wird. Wichtig ist, nnd hierauf hat die Kommissionbei ihrer Beratung besonders Wert
gelegt, daß nur auf diefc Weise die kurze Strecke Herne—Rhein von vornherein das wird, was sie
ihrer Natur nach sein muß und seiu kann, zu einem Znbehör der Rheinschiffahrtstraße,auf welche
das große Industriegebiet, welches sie durchzieht,mit alleu seinen Bcziehnngenhingewiesen ist.

Und nun noch eine Erwägung: Wenn wirklich und das könnte ja gesagt werden, unsere
Reederfirmen,die so großes geleistet haben, anch diese Aufgabe lösen und in kurzer Zeit eine neue
Flotte schaffen würden, die den Verhältnissen des Kanals angepaßt, den Verkehr vom Rhein über
den Kanal vermitteln wird, dann ist doch, abgesehen von den eutstehcudengrößeren Betriebskosten,
abgesehen von der geringerenAusnutzung des Kanals doch auch noch eins zu bedenken,nämlich
daß, wenn so anch auf einmal eine neue Flotte ins Leben gerufen werden müßte, hierdurch ein
Kapital in Anspruch genommenwerden würde, weitaus größer, wie die 4 Millionen, welche eben
erwähnt wurden. Das ist aber in der heutigen Zeit, die den Stempel des Kapitalmangels tragt,
wie in diesem hohen Hause erst vor wenigen Tagen hervorgehobenwurde, ganz befondcrs zn
beachten, daß fo weitgehendeKapitalinanspruchunhmeuur weiter erschwerend auf die allgemeine
Wirtschaftwirken kann. Schließlichist zu bedenken, daß, wenn später eine Erbreiternng notwendig
werden sollte, und durch diese, wenn überhaupt möglich, viel größere Kosten entstehen werden.

Nun, meine Herren, darf wohl erwartet werden, daß gegenüber den großen Vorteilen
wegen der Mehrkosten von 4 Millionen die Staatsregierung den Plan der Erbreiternng der
Schleusennicht zurückweisen würde, zumal sie ja selbst mit Rücksicht auf die Eifenbahn, zu dereu
Entlastung der Kanal innerster Linie dienen foll, sowie auch mit Rücksicht auf die fiskalischen
Bergwerke großes Interesse an der weiteren Steigerung der Leistungsfähigkeit des Kanals hat. Es
sind denn anch Einwendnngenganz anderer Art, welche seitens der Staatsregierung gegen diesen
Plan geltend gemacht worden sind und zwar zunächstdurch deu Herreu Minister der öffentlichen
Arbeiten selbst in den Verhaudluugcu des Abgeordnetenhausesvom li. u. Mts. Der Herr
Minister hat bei diesen Verhandlungen ausgeführt, wie nach Meinnng der Staatsregiernng der
ganze Kanalzug vom Rhein bis zur Weser einheitliche Abmessungenhaben müsse und zwar ans
dem Grunde, um erhebliche» wirtschaftlichen Verschiebungen innerhall, dieses großen Verkehrsgebicts
wrzubengcn. Und diese Verschiebungenwerden befürchtet für unsere Nordseehäfen, für den
prenßischcn Hafen Emden, aber auch für Bremeu und Brcmcrhafen. Auch hierüber ist innerhalb
der Provinzialverwaltung im Verein mit den Vertretern der Interessentenkreiseuud auch in Ihrer
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Kommissioneine eingehendeErörterung angestellt wurden. Es ist aber die Meinung, daß eine
BenachteiligungEmdens tatsächlich nicht eintreten wird. Es ist vielmehr die Meinung, daß durch
die gewaltige Entwickelung des Verkehrs, welche auf der untersten Kanalstreckeinfolge der
Erbrcitcrnng der Schleusenstattfinden wird, auch die anschließenden Wasserstraßenvom Industrie¬
gebiet zur Ems und Weser sich umsomehrbeleben werden, daß auch diese Wasserstraßenwiederum
uicht unerheblichVorteil davon ziehen werden, wenn die Grenzen des Rhcinuertehrs möglichst
landeinwärts verschoben und iu Verbindung damit möglichst viele Häfen in den großen Industrie¬
städten zwischen Herne und dem Rhein mit unmittelbarem Anschlüsse au den Nheinvertehr nach
Westen entstehen, welche ebensoviel Ausgangspunkte für den Kaualverkchrnach Osten und Norden
zur Ems und Weser bilden werden.

Weiter ist von der KöniglichenStaatsregicrung darauf hingewiesenworden, daß die in
den Vorarbeiten znm ^analgefetze angenommenenDimensionen sozusagen eine Vorcmssetznng der
Garautieübcrnahme durch die anderen Provinzen seien, die nicht einseitig geändert werden können
Hierzu ist, abgesehen davon, daß die Stellungnahme der anderen Provinzen noch nicht feststeht,
zu bemerken,daß in dem Gesetze selbst keine Bestimmnngenüber die Dimensionenenthalten sind;
lediglich in der Denkschrift zu dem Gesetze ist die Breite der Schleusenans 9,60 in angegeben,die
von dem Herrn Minister ans 10 in abgeändert ist.

Durch Erlaß vom 24. v. Mts., welchervor einigen Tagen anf die von dem Pruvinzial-
nusfchnß erhobene Vorstellungergangeu ist, hat nun der Herr Minister dennoch mitgeteilt, daß die
Regierung au den in der Begründung zu dem Wasserstraßengesetze vom 1. April 1905 angegebenen
Maßen festhalte, indessen znr Erhöhung der LeistungsfähigkeitSchlcppzugschleusen mit den am
Durtmnnd-Ems-Kaual ausgeführten Abmesfnngenbauen werde. Im übrigen sind nene Gründe
nicht angeführt, vielmehr hat der Herr Minister auf die bereits erwähnten Verhandlungen vom
6. Februar d. Is. Bezug genommen und ferner eine Druckschristiu Aussicht gestellt, welche
demnächst den Mitgliedern der zuständigenWasserstmßmbeirätezugehenwerde. Diese ist zurzeit
»och uicht eiugegangeu.

Wcuu nun auch, meiuc Herreu, durch die in Aussicht gestellte Einrichtung der Schleppzug-
schleuseu die Leistungsfähigkeitdes Kanals gehoben werden wird, so bleibt doch der Umstand
bestehen — nnd das war für Ihre Kommission,meine Herren, entscheidend —, daß für den
größten Teil der Rheiuschiffahrwflutteder ^anal nach wie vor nuzugäugigbleibt. Die Kommission,
deren Erwägungen ich Ihnen daznlegen die Ehre hatte, hält es deshalb mit Rücksicht auf die
außerordentlicheWichtigkeit der Angelegenheit für unsere Industrie uud Schiffahrt, sowie ins-
besuudere auch für die Fiunnzeu unserer Provinz als Garantievcrband in der gegeuwärligeuLage
der Sache für angezeigt,daß der Provinziallandtag nicht unterlasse, sich den von dem Pruvinzinl
ausschuß erhubeneu Vorstellungen ausdrücklich auzuschließeu uud den Herr» Laudeshauptmanu z»
ersuchen, hiervon den Herren Ministern Mitteilung zu machen. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung und gebe das
Wort dem Herrn AbgeordnetenVupelins.

AbgeordneterVopelius: Meine Herren! Wie Sie wissen, hat am .'l. uud 4. Iauuar
eine Besprechung der Interessenten vom Niederrhein, der Mosel und der Saar unter dem Vorsitz
eines Vertreters der Königlichen Regierung stattgefunden. In diefer Verfammlung füllten die
Nachteilefestgestellt werden, die der Niedcrrhein von der Saar- und Mosclkanalisiernngeventuell
habe» könnte. Am 4. Januar hat Herr Fritz Thyßcn erklärt, die »iederrheinischeIndustrie
beabsichtige, bei der Königlichen Staatsregiernng einen Autrag zu stellen, den Ban des Kanales



Rheinischer Provinziallandtag, 5. Sitzung am 13. März 1908. 12?

Nhein—Hannoverentwederzu unterlassenoder die Linie zu verlegen, denn durch die jetzige Linie
würden die Kohlenzeche« gezwuugeu sein, entwederfür 400 Millionen Mark Kuhlen stecken zu lassen
oder den Spülvcrsatz einzuführen,der die Zechen unrentabel mache. Da diese Erklärung des Herrn
Fritz Thyßen von seinen Herren Kollegen vom Niederrhein in dieser Versammlungunwidersprochen
geblieben ist, fu mußten wir annehmen, daß dieser Antrag an die Königliche Regierung eingereicht
werden würde, und ich hätte deshalb etwas erstauut sein können, daß diese Vorlage nns hier
gemacht wird.

Der Sicherheit halber frage ich daher bei der Proviuzialuerwaltung au: Ist von den
Herreu Vertreter« des Niederrheins ein derartiger Autrag au die KöniglicheStnatsregierung
ergangen? Denn dann brauchenwir uus über die Schlcnsenfrage nicht mehr zn unterhalten. (Der
Nedncr macht eine kleine Pause.)

Der Autrag scheint demnach nicht ergangen zn sein, und ich bitte das hohe Haus, den
Antrag des Pruvinzialausschusscsanzunehmen. Denn ich bin fest überzeugt, daß die Erweiterung
«er Schleusenfür den Verkehr und für die Entlastung der Eisenbahnam Niederrheiusehr uotweudig
'st. (Zustimmung.)

Meine Herren! Ich stimme für den Antrag, nicht in der Erwartung und Hoffnung, das;
der Nicderrhcin für Saar uud Mosel tüuftighiu stimmen wird — das glaube ich nicht —. Ich
bitte das hohe Haus, deshalb dafür zu stimmen, weil ich den Antrag für völlig gerechtfertigt
Wie. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Ich mochte nur eine kurze Erklärung abgeben:

"in ist nichts davon bekannt, daß die Industriellen eiuen Antrag, wie ihn der Herr Abgeordnete
Popelins anführte, an die Königliche Stantsregiernng gerichtet haben. Ich kann nur sage», die
Industriellen haben derartige Aeußerungenin einer Konferenz, der auch ich beigewohnt habe, i»
überhäufen getau. Sie haben auch eine derartige Bitte an den Proviuzialausschußgerichtet. Aber
uu Proviuzialausschuß waren wir der Auffassung, daß es nicht für uns angängig wäre, dieses
Gebiet zu betreten, und uns deshalb mit dieser Frage nicht weiter befaßt.

Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFuuke.
AbgeordneterFunke: Meine Herren! Ich bin Mitglied des Bergbanvereius iu Esseu

und wäre als solches ja in der Lage gewesen, Herrn Vopelius Antwort zu geben, wenn ein Antrag
>n dem Sinne von Herrn Thyßen vorgelegen hätte. Ein solcher Antrag ist bei uns nicht
^»gelaufen. Er würde aber auch positiv abgelehnt worden sein.

Ich kann Ihnen auch nur sagen, daß es dringend notwendigist, daß die Schleusen iu
ben Abmessungen,wie es hier vorgeschlagen worden ist, genommen werden. (Beifall.) Denn, wie
S« wissen, sollen wir ja sehr lauge Zeit uuter Kohlenmangel gelitten haben, und, wenn das der
Fall ist, meine Herren, dann ist es in der Hauptsache mit auf den großen Wagcnmangclzurück¬
zuführen. (Sehr richtig!) Die Abmessungen der Schleusensollen es ermöglichen, daß wir in der
^«gc sind, aus unserem Gebiete heraus nicht allein, wie es bei den kleinen Abmessungen der Fall
°st, 10 Millionen Tonnen zu transportiere», sondern 30 Millionen Tonnen zu versenden. Also,
Meine Herren, aus diesem Grunde schon empfiehlt es sich dringend, mit aller Macht dahin zn
sieben, daß die Schleusen iu diesen Dimensionengebaut werden. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Ich frage, ob das Wort noch weiter ge¬
wünscht wird.

Das Wort hat der Herr AbgeordneteLueg.
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Abgeordneter Lncg: Meine Herren! Es ist ja wohl richtig, daß manche von den Bergwerks-
besitzcrn, die früher Freunde des Kanales waren, jetzt dessen Gegner sind, nachdemsie sich klar
gemacht haben, welche Schädigungen ihnen der Kanal bringt. Ich glaube, daß, wenn der Kanal
nur mit kleinen Schiffeu befahren werden könnte, also ein Umschlagnötig wäre, dann sicher sehr
viele Zechen nicht dazn übergehenwürden, die großen Kosten des Anschlusses an den Kanal aufz»'
wenden. Also ich bin ganz entschieden der Ansicht, daß die Ertragsfähigkeit des Kanales sehr in
Zweifelzn ziehen ist, wenn man eben bei den kleinen Schleusenbeharrt. (Sehr richtig!) Zweifellos
schädigen wir auch die Rheinflutte nicht so, wenn wir zn Abmessungen von zwölf Metern kommen.
Denn bei zehu Meter würde eiu großer Teil der Schiffe auf dem Nheine nicht mehr genügend
verwendet werden können. Andererseits haben wir bei zwölf Meter ganz sicher eine viel höhere
Ertragsfähigkeit und damit wird dann anch erzielt, daß die Eisenbahnenwirtlich entlastet werden.
Hier in Rheinland nnd Westfalen ist diese Entlastung ja am allernutweudigstenbei dem große»
Kuhlenvcrsand der Zechen. Ich möchte Sie deshalb auch dringeudbitten, dem Antrage des Provinzial^
nusschusses Folge zn geben. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Es hat sich uienmud mehr zum Wort gemeldet.
Ich frage den Herrn Berichterstatter,ob er das Schlußwort wüuscht. — Das scheint nicht

der Fall zu sein.
Dann schließe ich die Verhandlung.
Gegenanträge sind uicht gestellt. Ich konstatierehiermit, daß die Vorlage nuveräudert

angenommenworden ist.
Wir gehen dann über zu dein

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht nnd Antrag des Provinzial-
nusschusses, betreffend die Versetzung der Stellen des Maschineningenieurs
und des Oberinspektors der Pruvinzial-Arbeitsanstalt in eine andere
Dienstklasse.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteDr. zur Nieden, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter Dr. zur Nieden: Der Umfang und die Bedentung der

Maschinenanlagenfür Heizung, Beleuchtung und Wasserversorgungder Provinzialanstalten hat so
zugenommen, daß es nötig erscheint, den leitenden Maschineningenieurin eine andere Dienstklasse zu
versetzen, und zwar wird vorgeschlagen, ihn von der Dienstklasse III 2 in die Dienstklasse III 1 zu
versetzen, mit der Amtsbezeichnung„Landcsuberingenienr".

Das macht auch eine Aenderungin dem Besoldnngsplan erforderlich,und es wird in dieser
Beziehungvorgeschlagen, die Position ^. 5 „Maschineningenieur8300 Mark bis 6000 Mark" fort¬
fallen zu lassen und bei der Position ^. 4 „Laudesbauinspektorenfür Hochbau, 4800 Mark bis
7500 Mark" hinzuzufügen: „Landes obcringenieure".

Eine finanzielleBedentung hat der Antrag momeutau nicht, da der Beamte zurzeit ein
Gehalt von 5800 Mark bezieht.

Feruerhin ist es erforderlich,den Oberinspektorbei der Provinzialarbeitsanstalt in Brcm-
wciler in eine höhere Dienstklasse zn versetzen. Er nimmt immer die Stellvertretung des Direktors
wahr, die bis dahin dem Arzt oder Pfarrer obgelegen hat, und aus diesem Grunde ist es erforderlich,
ihm auch eine höhere Stellung zu verleihe,,, fo daß er nicht mehr tiefer steht, als der Arzt oder
der Pfarrer.

Es wird daher vorgeschlagen, ihn aus der Dienstklasse IV 1 in die Dienstklasse III 2 z»
versetzen. Die Rangerhöhung hat keine finauziellcBedeutung.
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StellvertretenderVorsitzender Spiritus: Ich darf wohl ohne weiteres feststellen, daß die
"orlage Ihre Zustimmung gefunden hat.

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialaus-
schusses, betreffend Aenderung des ß 6 der Satzungen für die Ruhegehalts-
lasse der Landbürgermeistereieu und Landgemeinden der Rheinprovinz.

Derselbe Herr Berichterstatter,den ich vorzutragen bitte.
BerichterstatterAbgeordneterDr. zur Nieden: Meine Herren! Auch dieser Punkt wird

Sie nicht lange beschäftigen.
Durch das Gesetz vom 27. Mai 1907 betreffend Abänderungen des Pensionsgesetzes vom

27. März 1872 sind die Pcnsionsansprüche der preußischenStaatsbeamten neu geregelt und
günstiger gestaltet worden. Die Bestimmungen finden fast ausnahmslos auch ohne weiteres
Anwendungauf die Kommnnalbeamten,und zwar nach dem Gesetze vom 30. Juli 1899. Nur in
einer Vestimmuug ist das nicht der Fall, weil das Gesetz vom 30. Juli 1899 ausdrücklich von
dem Gnlldenmonat, aber nicht von dem Gnadenquartal spricht.

Es ist nun erforderlich,den Beamten der Provinz bczw., wenn sie gestorbensind, deren
Witwen anstelle des Gnadcnmonats auch das Gnadenquartal zu sichern. Dies ist möglich auf
ortsstatutarischeuWege, und es wird vorgeschlagen, den § 6 der Satzungen durch folgenden Zusatz
M ergänzen:

„Die Kasse zahlt ferner den Hinterbliebeneneines Ruhegehaltsempfängersdas Ruhegehalt
noch für die auf den Sterbemonat folgendendrei Monate (Gnadenvierteljahr)unter
Anrechnungdes vor dem Tode des Ruhegehaltscmpfängersfällig gewordenen Betrags."

Eine sehr große finanzielleBedeutung hat der Antrag nicht. Es würde im Jahre 1906
«ne Mehrausgabe von 6682 Mark geroesensein. Das macht nur 0,009"/» der umlagepflichtigen
Gehälter aus.

Die Anordnung selber wird vom Herrn Minister des Innern getroffen. Es ist dabei
aber vorher eine Anhörung des Provinziallandtages erforderlich. Der Proviuzialausschuß nnd mit
Hm die I. Fachkommission beehrensich daher dem hohen "Hause vorzuschlagen:

„Der Proviallandtag wolle den Provinzialausschußbeauftragen,bei dem Herrn Minister
des Innern den Antrag auf Abänderung der Satzungen für die Rnhegehaltskasseder
Landbürgermeistereicnund Landgemeinden der Rheinpruvinz dahingehend zu stellen, daß
der § 6 den oben im Wortlaut niedergelegten Zusatz erhält."

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Es meldet sich niemand zum Wort, — Ich
stelle die Annahme fest.

Der nächste Gegenstandder Tagesordnung ist:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses wegen Ausführung des Beschlusses des 47. Rheinischen
Provinziallandtags vom 13. März 1907, betreffend die Beschaffung
weiterer Räume für den Provinziallandtag und die Verwaltung.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteSnethlage, dem ich das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneter Snethlage: Meine Herren! Mit Rücksicht darauf, daß bei

^n nächste« Neuwahlen der Sitzungssaal für die Zahl der dann gewählten Abgeordnetennicht
^ehr genügen wird, hat der Provinziallandtag im vorigen Jahre beschlossen,den Provinzialausschuß
^ beauftragen, Ermittelungen darüber anzustellen, in welcher Weise am zweckmäßigstendem Raum-
Bedürfnisse abgeholfen werden könnte. Ueber diese Ermittelungen und Verhandlungen liegt der

1?
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Bericht und Antrag des ProvinzialausfchussesDrucksache Nr. 6 vor. Daraus geht hervor, daß der
Provinzialausschußin der Annahme, daß sich ein Umbau unter Erhaltung der bestehenden Mauern
mit Erfolg nicht durchführenlaßt, zunächstein Projekt auf Erweiterung des Hauses in Aussicht
genommen hat. Es sollte die südliche Hinterfront um 3,75 in zurückgerücktund an der südöstlichen
und der südwestlichen Seite ein Seitenbau errichtet werden. Es würde dadurch die Möglichkeit
geschaffen, 264 Abgeordnete hier unterzubringen. Zu diesem Plan mußte die Zustimmung der
Stadt Düsseldorf erbeten werden, weil sie Eigentümerin des in Frage kommenden Geländes ist. Die
Stadt Düsfeldorf hat nun diese Zustimmung abgelehnt, mit der Begründung, daß dadurch das
Stadtbild urch Verkleinerungder an und für sich nicht fehr großen gärtnerifchenAnlagen beein¬
trächtigt und das architektonischeBild des Gebäudes vollständiggeschädigt würde.

Zugleich hat daun die Stadt das Anerbieten gemacht, einen anderen Platz an dem
Bergerufer am Rhein in der Größe von etwa 3 Morgen der Provinz zum Preife von 50 Mark
für das Quadratmeter zur Verfügung zu stellen unter der Bedingung, daß die Pruvinzialverwaltung
in das Preisgericht in dem zur Gewinnung von Plänen lauszufchreibenden Wettbewerb einen von
der Stadt bezeichneten Vertreter aufnimmt und der Stadt Düsseldorf

») das rund 10 Morgen große, der Rheinprovinz gehörige Grundstückam Godesbusch
(Flur 17 Parzellen-Nr. 552/76 der Katastergemeinde Ludenberg)und

o) einen Geländestreifen in der Breite von etwa 20 in vom Godesbusch bis zur Provinzial-
straße nach Mettmann

zu einem in dortiger Gegend bisher gezahlten Preise übereignet.
Es würde dann in Frage gekommen sein, auf diesem Gelände am Rhein ein neues

Nepräsentationshaus für den Provinziallandtag und den Provinzialausschuß zu errichten und das
hiesige Gebäude zu Geschäftsräumenfür die ZentralverwaltNngumzubauen. Als Bausumme wäre»
2 Millionen Mark veranschlagt. Dazu kommen für Grunderwerb und innere Ausstattung ungefähr
500 000 Mark.

Der Provinzialausschußhat in der Erwägung, daß ein Umbau hier unter Erhaltung der
bisherigen Außenmauern keinen Zweck habe, daß die Terrains an der Eliscibethstraße,die der
Provinz ja zum Teil gehören, für einen Repräfentationsbau nicht geeignet seien, und daß ein
Umbau unter Erweiterung des hiesigen Ständehauses nicht die Zustimmung der Stadt Düsseldorf
finden würde, beschlossen, der Provinziallandtag wolle sich mit diesen Vorschlägen der Stadt
Düsseldorfeinverstanden erklären.

Die I. Fachkommission hat zunächst den Plan des Anbaues von 2 Flügeln und des
Hinausrückensder südlichen Frontmauern nach einer örtlichen Besichtigungbesprochen und den Plan
allgemeinals undurchführbarangesehen,weil die Gründe der Stadt Diisseldorf als zutreffend zu
erachten sind, daß das Städtebild und der architektonischeEindruck der Gebäude durch den Erweite¬
rungsbau sehr erheblich beeinträchtigt werden würden, außerdem ja auch eine Zustimmung der Stadt
Düsseldorfnicht zu erwarten sei.

Der weitere Plan eines Neubaues am Bergerufer stieß in der Kommissionallgemein«if
Widerspruch. Es wurden die Kosten dieses Baues als außerordentlichhoch bezeichnet,namentlich
mit Rücksicht auf die augenblicklichfchlechteFinanzlage, und mit Rücksicht darauf, daß es sich um
einen zweiten »Bau handelt, der nur kurze Zeit im Jahre und dann ab und zu einmal zu repräsen¬
tativen Zweckenbenutzt wird. Auch wurde der BefürchtungAusdruck gegeben, daß es nicht gelingen
möchte, das jetzige Gebände selbst durch größere Umbauten in einen für Bürozwecke geeigneten
Zustand zu versetzen.
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Man trat nun in der Kommission der Frage naher, ob es möglich sei, die Terrains cm
der Elisabethstraße zu Büroräumen mit heranzuziehen. Die Provinz besitzt dort außer der
Wohnungdes Herrn Landeshauptmanns schon jetzt drei Häuser, und zwei andere, die es ermöglichen
würden, einen großen zusammenhängenden Baublock zu schaffen, sind bis zum 15. April dem Herrn
Landeshauptmannan die Hand gegeben.

Die Kommissionwar der Ansicht, daß es sich empfehle, zu versuchen,durch besondere
Pläne festzustellen, ob es möglich sein würde, den Sitzungssaal des Ständehanses unter Erhaltung
der bisherigen Mauern zu vergrößern und dann die nötigen Büroräume, die hier wegfallenwürden,
entweder in der Elisabethstraßeoder an dem Bergerufer einzurichten.

Die weitere Verfolgung dieses Gedankens bedingt also den Ankauf der beiden Häuser an
"tt Elisabethstraße,sowie ein Abkommen mit der Stadt Düsseldorf,wonach diese den Banplatz au,
-"ergeruferder Proviuz noch ein weiteres Jahr zur Verfügung stellt.

Die Kommission war im übrigen der Meinung, daß eine endgültige Stellungnahme zurzeit
'ucht möglich sei, daß es vielmehr nötig sei, noch umfangreichereErhebungen anzustellen, die
namentlich in spezielle» Entwürfen und Kostenanschlägen für den Umbau des Stäuochcmses, sowie
für den Bau eines neueu Geschäftshausesau der ciueu oder audereu Stelle zu bestehenhätten,
"vn mehreren Seiten wurde hierbei angeregt, einen Wettbewerb zur Erlangung von Entwürfen
hierfür auszuschreiben.

Ein weiterer Antrag, die Erwcitcruug des Stäudehauses durch Inauspiuchuahme eines
Teiles der angrcuzcuden Aulageu ausdrücklich auszuschließen, fand nicht die Zustimmungder Mehrheit
ber Fachkommission.

Die Fachkommission hat beschlossen,dein Provinziallandtage folgendesvorzuschlagen:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen, den Pruuiuzialnnsschußiu Verbindung mit
einer vom Pruviuziallnudtngezu wählenden Kommission von zehn Mitgliedern mit der
weiterenPrüfung der Frage zu beauftragen, in welcher Weise dein vermehrtenRaum-
bcdürfnifse Rechnungzu trageu ist. Dabei soll iu erster Linie geprüft werdeu, ob die
Gewiuuuug der erforderlichen Räume für den Provinziallandtag und Prouinzialausschuß
im Ständehanse uud die Errichtung eines neuen Gebäudes für Verwaltuugszwecke auf
den der Provinz gehörenden Grnndstttcken an der Elifabethstraße oder am Bergcrufer
möglich und ratsam ist. Für die ciuzeluen Lösungen der Frage sollen Pläne aufgestellt'
uud die Kosten ermittelt werden. Dem nächsten Provinziallandtage ist ein Bericht über
das Ergebnis vorzulegen.

Der Provinzialansschuß wird ermächtigt, die Koste» für die erforderliche»
Vorarbeiten aus dem Betriebsfonds zu entnehmen sowie ferner die beiden Hänscr
Elisabethstraße6 uud 7 auzukaufeu."

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung nnd frage, ob das
"5°rt gewünscht wird. — Das scheint nicht der Fall zu sein. (Heiterkeit.)

Dann darf ich feststellen, daß der Antrag unferer I. Fachkommission allseitige Zustimmung
Pfande» hat. (Beifall.)

. Ich gebe dann das Wort dem Herrn Abgeordneten Michels.
AbgeordneterMichels: Meine Herren! Im Auftrage der I. Fachkommissionerlaube ich

wu, Ihne» die Namen derjenigen Herren zu ueuneu, die Ihueu die Fachkommission als Beirat für
°en Provinzialausfchuß vorschlagt. Ich bitte das hohe Hans, dem Vorschlagezuznstimmen. Es
sind die Herren Oberbürgermeister Spiritns, Kommerzieurat Hueck, Fusbahn, Kommerzienrat

17.



132 48. Rheinischer Provinziallcmdtag,5. Sitzung am 13. März 1908.

Dr. Neven Du Mont, Landrat Rötlicher, Landrat von Laer, Friderichs, Landrat Zur Nieden,
Oberbürgermeister Piecq und meine Wenigkeit.(Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Meine Herren! WünschenSie, daß ich die
Namen nochmals verlese? -- Das scheint nicht gewünscht zu werden.

Dann darf ich feststellen,daß die 10 Herren, die Herr Geheimrat Michels hier eben
genannt hat, zu den Verhandlungen des Provinzialausschusseszugezogenwerden sollen, und daß
Sie in diesem Sinne die Wahl getroffen haben.

Wir kommen dann znm
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend Aenderung des § 9 der Satzungen der Ruhe¬
gehaltskasse der Kreiskommunlllverbände und Stadtgemeinden der Rhein¬
provinz und des § 7 der Satzungen der Witwen- und Waisenversorgungs-
anstatt für die Kommuualbeamten der Rheinprovinz,

DerselbeHerr Berichterstatter,dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterSnethlage: Meine Herren! Durch das Gesetz, betreffend

Abänderungendes Pensionsgesetzes vom 27. Mai 1907 sind die Pensionsansprücheder preußische»
Staatsbeamten neu geregeltuud durchweg günstigergestaltet worden.

Die Pension der städtischen und der Kreisbeamtenrichtet sich im allgemeinennach den für
die Pensionierung der unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Grundsätzen. Dies erleidet nur
bezüglich einer Vorschrifteine Ausnahme, das ist uämlich die: Den Kommnnalbeamtensteht nach
dem § 4 des genannten Kommunalbeamtengesetzes nur ein Gnndenmonat zu, wahrend das neue
Gesetz ein Gnadenquartal vorschreibt.

Es wird nun vorgeschlagen, um das den betreffenden Beamten auch zugänglich zu machen,
für diejenigen Kreise und Städte, die der Ruhegehaltskasse der Kreiskommunlllverbände nnd Stadt¬
gemeinden der Rheinprovinzangeschlossen sind, das Statut durch einen Zusatz zu § 9 Abs. 2 dahm
zu erweitern:

„Weiterhin zahlt die Kasse den Hinterbliebeneneines Ruhegehaltsempfängersdas Ruhe¬
gehalt noch für die auf deu Sterbemonat folgenden drei Monate (Gnadenvierteljahr)unter
Anrechnung des vor dem Tode des Ruhegehaltsempfängersfällig gewordenen Betrags.

Die Belastung macht, gegenüber dem bisherigen Betrage von 2003 Mark für den
Gnadenmonat, ungefähr 4006 Mark aus.

Zweitens ist in den Satzungen der Ruhegehaltskaffevorgefehen,daß bei Festsetzungdes
Ruhegehalts auch die Beträge zu übernehmensind, die sich ans einer Anrechnungfrüherer ander¬
weitig verbrachterDienstzeiten ergeben. Eine einzige Ausnahme ist hier gemacht bezüglichder
Bürgermeisternnd Beigeordnetender Städte. Für deren Person verbleibt es nach dem ß 9 der
bisherigen Satzungen bei den gesetzlichen Bestimmungen, und diese besagten, daß die früheren
Dienstzeitennicht angerechnet würden.

Die Bürgermeisterder der Rnhegehllltskaffe angeschlossenenStädte haben nun eine Petition
an den Landtag gerichtet, diese für sie nachteilige Bestimmung doch zu beseitigen. Die Bestimmung
lautet dahin, daß sie nach 6 Jahren als Pension ein Viertel ihres Diensteinkommens,nach
l2 Jahren die Hälfte erhalten, und von da ab steigt es um '/«<, jährlich bis zum Höchstbetrage
von "/«n. Es kann hierin, wie sie ausführen, oft eine sehr große Härte liegen. Sie haben
meistens schon viele Dienstjahre entweder im Kommunaldiensteoder im Staatsdienste hinter sich,
bis sie Beigeordneteoder Bürgermeister werden, nnd wenn sie dann nach « Jahren eine kleine
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Pensionoder nach 12 Jahren die Hälfte erdient haben, und sie werden darauf in eine neue Stelle
gewählt, so haben sie in der neuen Stellung keine Pensionsberechtigung.

Der Antrag ist schon früher einmal gestellt, aber damals abgelehnt wurden, weil man
sagte: Diese Beamten seien an sich schon günstiger gestellt,und weil damals für die übrigen Beamten
°'e jetzt bestehenden günstigerenPensionsverhältnissenoch nicht in Kraft waren.

Da die damaligen Gründe jetzt nicht mehr zutreffen, schlägt Ihnen die Fachkommission
b°r, der beantragten Aenderungzuzustimmen. In Konsequenz davon muß auch die andere Satzung
betreffend Witwen- und Waisenversorgungfür die Kommunalbeamtengeändert werden, weil das
Witwen-und Waisengeldnach Maßgabe der Ruhegehälter bemessen wird, die Aenderungalso auch
°«f diese Festsetzungen ihre Rückwirkung hat.

Die I. Fachkommission beantragt, den Aenderungender Satzungen, wie sie in dein Berichte
und Antrage des Provinzialausschussesenthalten sind, die Zustimmung zu geben.

Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet
s'ch niemand zum Wort. Ich fchließe die Verhandlung. Ich stelle fest, daß Sie die Vorlage
unverändertangenommenhaben.

Wir kommen dann zum
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Aenderung des § 7 der Satzungen der Witwen«
und Waisenversorgungsanstalt für die Kommnnalbeamten der Rhein-
Provinz.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnetevon üaer, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordnetervon Laer: Meine Herren! Dasselbe Gesetz vom 27. Mai

^907, d^ ^^ ^m Anlaß gegeben hat zu der Aenderungvon Reglements, die Sie eben beschlossen
haben, bietet weiter auch einen Grund, das Reglement für die Witwen- nnd Waisenversorgungs¬
anstalt für die Kommunalbeamtender Rheinprovinz, und zwar wiederumin demfclben § 7, einer
"enderung zu unterziehen. Am Schlüssediefes 8 7 ist nach der bisherigenFassnng die Bestimmung
enthalten, daß das Witwen- und Waisengeld mindestens216 Mark betragen und 2500 Mark
"icht übersteigen soll.

Diese Fassung schließt sich an die früher geltenden Bestimmungendes Gesctzs vom 1. Juli
189? an. Nachdem nun die gesetzliche Vorschriftdurch das erwähnte Gefetz vom 27. Mai 1U07
Wandert ist, hat der Provinzialausschußgeglaubt, die Wohltat dieses ueueu Gesetzes auch insofern
^n Angehörigen der Witwen- und Waisenversorguugsanstaltzukommen lassen zu sollen, daß sowohl
°u Ntindestbetillgwie der Höchstbetragdes Witwengeldes erhöht werde. Deshalb schlägt der
^ovinzilllansschußvor, den Satzungen an der angegebenen Stelle die neue Fassung zu geben: Das
Witwengeld soll mindestens300 Mark betragen und 3500 Mark nicht übersteigen.

Die Aenderung hat keine finanzielle Bedeutung für die Provinzialinteressen,sondern die
^»anzielleTragweite wird sich auf eine Inanspruchnahme der durch Beiträge geschaffenenMittel
°°r Versorgungsllnstaltbefchränken.

Die I. Fachkommission hat sich den Erwägungen des Provinzialausschussesangeschlossen.
"n° namens der Fachkommission habe ich die Ehre, beim hohen Hause zu beantragen, daß die eben
Erleseneneue Fassung genehmigt werden und damit der Vorschlagdes Provinzialausschusseszur
Unveränderten Annahme gelange,,möge.

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Sie haben den Vortrag des Herrn Bericht¬
erstattersgehört. Widersprucherfolgt nicht. Ich stelle fest, daß die Vorlage angenommenist.
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Es folgt der
Antrag der II. Fachkommission zur Petion des Pflegers Hermann Winzen
um Wiederbeschäftigung als Pfleger an einer Rheinischen Provinzial-Heil-
und Pflegeanstalt.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteVoigt, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterVoigt: Meine Herren! Der Pfleger Hermann Winzen ist

ungefähr 3 Jahre lang bis zum 1. April des vorigen Jahres Pfleger in der Anstalt Galkhauscn
gewesen. Er ist auf Verfügung des Herrn Landeshansitmansam 1. April v. I. aus seiner Tätigkeit
entlassen worden, und zwar, wie er angibt, aus folgendenGründen:

In einer Versammlung, die er als Vorsitzender der Ortsgruppe des Deutschen Verbandes
der Krankerpflegerund Krankenpflegerinneueinberufe« habe, solle er den Direktor der Anstalt,
Herrn Dr. Herting der wissentlichen Unwahrheit bezichtigt haben, und feiner solle er entgegen der
den Pflegern erteilten dienstlichen Anweisung fehlendes Mittagessen gemeinschaftlich mit Pflegern
denen es gleichfallsfehlte, selbst aus der Küche geholt haben.

Der Petent führt dann an, daß eine Protestversammlungder Ortsgruppe, deren Vor¬
sitzender er sei, stattgefunden habe, die in der Kündigung durch den Herrn Landeshauptmann ein
„kleinliches und unsoziales" Verhalten gesehen habe.

Er habe wiederholtversucht, durch Bitten bei dem Herrn Landeshauptmaun und bei dem
Pruvinzinlausschußin seine frühere Stellung zurückzugelangen.Das sei ihm aber nicht gelungen.
Er führt entlich an, daß jeder Eingeweihtewifse, daß nicht die von der Verwaltung angegebenen
Gründe zn seiner Entlassung geführt hätten, sondern daß von der Verwaltung gegen ihn den
Vorsitzenden der Ortsgruppe eine Maßregelung durchgeführtsei.

Die Verwaltung hat in der Kommissionausdrücklich bestritteu, daß der zuletzt erwähnte
von dem Pfleger angeführte Grund für die Verwaltung maßgebend gewesensei. Lediglich das
ungebührliche Verhalten des Pflegers habe seine Entlassung herbeigeführt. Der Tatbestand sei von
dem Pfleger auch nicht ganz richtig vorgetragen worden. Winzen habe, als er an einem Tage
mit anderen Pflegern zusammendas Mittagessen, wie zugegebenwird, nicht vollständig erhalten
habe, die anderen Pfleger dazu veranlaßt, in einem langen Zuge unter lautem Lachen dnrch die
ganze Anstalt uach der Küche zu gehen und die Verwaltuug dadurch zu ärgern.

Trotzdemhat der Herr Landeshauptmannsich ans eine an den Provinzialausschußgerichtete
Petition mit der Wieoereinstellungdes Pflegers einverstanden erklärt, und zwar bei der Anstalt in
Mcrzig, jedenfalls nicht unter den früheren Bedingungen, sondern mit dem Anfangsgehalt. Es
sollte nnter die Tätigkeit des Petcnten ein dicker Strich gemacht werden und zwar zu seinen
Guustcu, aber auch zu seinen Ungunsten, Der Herr Landeshauptmann hat die Wiedereinstellung
genehmigt, obgleichder Pfleger in der Zwischenzeit nach seiner Entlassung an den Direktor der
Anstalt Dr, Herting folgende Postkarte geschrieben hat:

' „Herr Direktor, ich lade Sie höflichst zu der am Montag den 8. dss. bei Herrn
Hannes stattfindendenVersammlung ein, und würde es als Feigheit betrachten, wenn
Sie oder Ihr Vertreter dort nicht erscheinen würden.

Hochachtungsvoll
Hermann Winzen."

Der Grund für das Wohlwollen des Herrn Landeshauptmanns war lediglich darin zu
finden, daß der Pfleger behauptete, eine andere Stelle nicht erhalten zu können. Er hat von der
Vergünstigung des Wiedereintritts in die Stellung als Pfleger wegen der Festsetzung der Ein-
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stellungsbedingungen keinen Gebrauch gemacht. Winzen hat dann später in einer Privat-Irrenanstalt
bei Cüln und jetzt wie aus der Unterschriftunter seiner Petition hervorgeht,anscheinend eine Stelle
'n einer Kuranstalt in Ahrweiler.

Die Kommissionhat unter diesen Umständen unter Billigung des Vorgehens der Ver¬
waltung geglaubt, von einer Befürwortung der Wiedereinstellungdes Petenten Abstand nehmen
und Ihnen lediglich vorschlagen zu sollen, die Petition dem Provinzialausschuß zur Erledigung
zu überweisen.

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Sie habeu den Antrag Ihrer Fachkommission
gehört, wonach die Petition dem Provinzialausschußzur Erledigung überwiesen werden soll.

Widerspruch gegen dieses Verfahren erfolgt nicht. Ich stelle fest, daß Sie in diesem
Sinne beschlossen haben.

Wir kommen zum letzten Gegenstande der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zur Petition des Heinrich Zaß in Hagel¬
kreuz um Einverständnis zur Einrichtung einer Wirtschaft in der Nähe der
Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Galkhansen.

Derselbe Herr Berichterstatter,den ich vorzutragen bitte.
Berichterstatter Abgeordneter Voigt: Der Iimmermann Heinrich Iaß führt in einer

Petition vom 9. März ds. Is. an, daß er im Jahre 1893 in der Nähe der Anstalt Galkhansen
m Hagelkreuz ein Wohnhaus errichtethabe. Auf Anraten des Kreisbaumeistershabe er das Haus
auch für einen Wirtschaftsbetrieb eingerichtet; durch diese Disposition habe er besonders große
«often gehabt. Ein Gesuch um Konzessionserteilungsei aber von dem Kreisausschuß abgewiesen
worden, wie der Petent annimmt, weil die Provinzialverwaltung bei dem Kreisausschuß mit
Aussicht auf die Nähe der Prouinzial-Irienanstalt Widerspruch gegen die Erteilung einer Konzession
«hoben habe.

Der Petent führt an, daß er von Beruf aus Zimmermann sei, aber in seinem vor¬
geschrittenen Alter nicht mehr in der Lage sei, seinen Beruf voll auszuüben, ferner daß seine
Familienverhältnisseungünstig seien, namentlich seine sämtlichen Kinder körperlich sehr zurückgeblieben.
Trotzdem habe er seine Verpflichtungen als Staatsbürger, insbesondere die Verpflichtungzur Steuer¬
zahlung immer pünktlich erfüllt.

Er gibt selbst zu, daß die Errichtung einer Wirtschaft in der Nähe einer Provinzial-
Irlenlliistlllt etwas Bedenklichessei. Er wolle aber, falls ihm die Konzessionerteilt werden
sollte, sich verpflichten,an Eingesessene der Anstalt keine geistigen Getränke und dergleichenzu
verkaufen.

Die Verwaltung hat in der Kommissiongebeten, der Petition dieses Herrn Zaß nicht
3°lge zu geben. Die Kommissionhat sich auch auf den Standpunkt der Verwaltung gestellt,
weil sie der Meinung ist, daß die Verwaltung ein außerordentlichgroßes Interesse daran habe,
^ß in der Nähe von Provinzial-Irrenanstalten Wirtschaften nicht errichtet werden. Die Ver¬
sprechungen des Petenten könnten diesen Standtpunkt nicht andern, weil er selbst später schwerlich
W der Lage sein werde, seine Versprechungen immer zu halten.

Bei allem Bedauern, daß der Petent durch die für den Bau teilweisevergebensauf¬
gewandten Kosten in Ungelegenheiten gekommen ist, muß doch das Interesse der Anstalt und ins¬
besondere das Interesse der mehr als 800 Kranken für die Verwaltung ausschlaggebend sein.

Die II. Fachkommission beantragt daher durch mich: der Provinziallandtag wolle den
"sten Teil der Petition ablehnen.
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Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Ich frage, ob einer der Herren das Wort
wünscht. — Das ist nicht der Fall.

Der Herr Berichterstattermöchte noch eine Bemerkungmachen.
Berichterstatter Abgeordneter Voigt: Der Petent bittet an zweiter Stelle, daß der

Provinziallandtag beschließen möge, wenn ihm die Konzession nicht erteilt werden könne, ihm das
Grundstück abzukaufen.

Die Kommission war der Meinung, daß die Nichterteilung der Konzessioufür die
Provinzialverwaltungan sich kein Grund sein könne, dieses Grundstück zu kaufen.

Im übrigen hat die Kommission die Frage, ob für die ProvinzialverwaltungVeranlassung
dazu vorliegt, das Grundstück aus anderen Gründen zu kaufen, unerürtert gelassen.

Die II. Fachkommission stellt den Antrag, auch den zweiten Teil der Petition abzulehnen.
Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Auch jetzt wird das Wort nicht gewünscht.

Ich darf daher feststellen, daß Sie die Petition abgelehut haben.
Meine Herren! Voraussichtlichwerden mir morgen die Schlußsitzuughabe», und da

möchte ich mir den Vorschlag erlauben, die Sitzung, wie es im vorigen Jahre auch der Fall
gewesen ist, um 10 Uhr beginnen zu lassen, damit diejenigenHerren, die eine weite Reise zu
machen haben, diese noch morgen im Laufe des Tages ausführen können.

Darf ich annehmen,daß es Ihr Wille ist? (Zustimmung.)
Dann würde für morgen noch folgende Tagesordnung zu verkünden sein:

1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

Vornahme einer Ersatzwahlfür den Proviuzialausschuß,und Vornahme der Wahl.
3. Antrag der I. Fachkommission zum Vurbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzial¬

verwaltung der Rheiuprovinz sowie zu deu zu demselben gehörenden Haushaltsplänen der
einzelnen Verwaltungszweigeund Anstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1908 bis
31. März 1909

und
zum Haupt-Haushaltsplau der Provinzialverwaltungfür das Rechnungsjahrvom 1. April 1908
bis 31. März 1909.

4. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die Beschaffung
der Mittel für die Ausführung von Hochbauten.

5. Antrag der I. Fachkommission zur Petition des früheren Straßcnaufsehers Weber in Aachen
um Rückgängigmachung der Kündigungseines Dienstes.

6. Antrag der Wahlprüfungskommissiouauf Gültigerklärung der für deu Pruvinziallandtag vor¬
genommenen Ersatzwahlen.

7. Antrag der I. Fachkommission auf Erlastung der im Vorlagenverzeichuis (Drucksachen. Nr. 40)
unter 1 bis 23 aufgeführten Rechnungen und Genehmigung der vorgekommeneuEtatsüber-
schreitungen,

8. Antrag der II. Fachkommissionauf Entlastung der im Vorlagenverzeichnis(Drucksachen. Nr. 40)
unter 24 bis 65 aufgeführten Rechnungen und Genehmigung der vorgekommenen Etatsüber-

- schreitungen.
9. Antrag der III. Fachkommissionauf Entlastung der im Vorlagenverzeichnis (Drucksachen.Nr. 40)

unter 66 bis 72 aufgeführtenRechnungen und Genehmigung der vorgekommenen Etatsüber-
schreitungen.
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